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Übergangsregelungen:  
Antragsteller mit Klimaschutzkonzepten oder -teilkonzepten, die noch nicht älter als 36 Monate sind, haben die 
Möglichkeit, für die Umsetzung des Konzepts die Förderung eines Klimaschutzmanagements zu beantragen. Die 
Aufgaben des Klimaschutzmanagements entsprechen den Aufgaben des Klimaschutzmanagements zur 
Konzeptumsetzung der vorliegenden Richtlinie. Der Bewilligungszeitraum beträgt in diesem Fall in der Regel maximal 
36 Monate (für Teilkonzepte in der Regel maximal 24 Monate). Die Beantragung eines Anschlussvorhabens ist 
möglich. Der Bewilligungszeitraum für das Anschlussvorhaben beträgt in diesem Fall in der Regel maximal 
24 Monate, für Klimaschutzteilkonzepte in der Regel maximal zwölf Monate. Die Aufgaben im Rahmen des 
Anschlussvorhabens entsprechen den Vorgaben der vorliegenden Richtlinie. Die maximale Höhe der 
zuwendungsfähigen Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit, Akteursbeteiligung und Weiterqualifizierung wird jeweils 
proportional zum Förderzeitraum angesetzt. 
 

2.7.3 Ausgewählte Klimaschutzmaßnahme 
 
Gefördert wird eine ausgewählte Klimaschutzmaßnahme aus dem vom obersten Entscheidungsgremium 
beschlossenen Klimaschutzkonzept, die Vorbildcharakter besitzt und einen substanziellen Beitrag zum Klimaschutz 
leistet. Durch die Maßnahme wird eine Investition getätigt, bei der die besten verfügbaren Technologien zum Einsatz 
kommen. Vorhandene gesetzliche Mindeststandards, die im Handlungsfeld der Maßnahme gegebenenfalls bestehen, 
müssen durch die Maßnahme deutlich übertroffen werden. 
 
Voraussetzungen für die Beantragung:  

 die Bewilligung eines Klimaschutzmanagements;  
 die ausgewählte Klimaschutzmaßnahme bewirkt eine Reduzierung von Treibhausgasemissionen von 

mindestens 50 %. 
 
Die ausgewählte Klimaschutzmaßnahme muss einen umfassenden Ansatz verfolgen, z. B. hinsichtlich der 
Reduzierung des Primärenergieeinsatzes, der Nutzung von Effizienzpotenzialen oder der Kopplung der 
Nutzungsbereiche Strom, Wärme und Verkehr. Befinden sich die Fördergegenstände im Eigentum einer direkt 
zugeordneten Verwaltungs- oder Organisationseinheit des Zuwendungsempfängers für das laufende 
Klimaschutzmanagementvorhaben, kann dieser als Antragsteller für die ausgewählte Klimaschutzmaßnahme 
fungieren. Die zu fördernde ausgewählte Maßnahme darf nicht durch andere Förderprogramme des Bundes gefördert 
werden (Ausschluss von Doppelförderung). Der Nachweis über die Höhe der Treibhausgasminderung durch die 
Maßnahme muss in Form einer CO2-Bilanzierung von einem unabhängigen Ingenieurbüro vorgenommen, im Zuge 
der Antragstellung vorgelegt und im Verwendungsnachweis bestätigt werden. 
 
Nicht zuwendungsfähig sind Projekte aus dem Bereich Elektromobilität (beispielsweise Ersatz von Dienstfahrzeugen), 
Neubauten und Ersatzneubauten sowie Anlagen zur regenerativen Stromerzeugung. 
 
Die ausgewählte Klimaschutzmaßnahme kann innerhalb der ersten 18 Monate nach Start des Bewilligungszeitraums 
für das Klimaschutzmanagement beantragt werden. Der Bewilligungszeitraum für die ausgewählte 
Klimaschutzmaßnahme beträgt in der Regel maximal 36 Monate. 
 

Investive Förderschwerpunkte 
 
Im Bewilligungszeitraum anfallende Ausgaben für projektbegleitende Ingenieurdienstleistungen sind nach der 
Leistungsphase 8 (gemäß Honorarordnung für Architekten und Ingenieurleistungen) in Höhe von maximal 5 % der 
zuwendungsfähigen Investitions- und Installationsausgaben zuwendungsfähig. 
 
Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Fördermitteleffizienz sollen Förderanträge zu den Nummern 2.8 bis 2.16 
darauf eingehen, inwieweit das Investitionsvorhaben zu dem Ziel beitragen kann, den Fördermitteleinsatz pro 
vermiedener Tonne CO2-Äquivalent auf 50 Euro pro Tonne (brutto) zu begrenzen. Reichen die verfügbaren 
Haushaltsmittel nicht aus, werden Anträge nach dem Kriterium der Fördermitteleffizienz priorisiert. Das gilt nicht für 
Förderanträge mit einer Fördersumme unter 20 000 Euro sowie für Förderanträge zu Nummer 2.11 von Kommunen, 
die im Rahmen des Sofortprogramms des Bundes zur Verbesserung der Luftqualität in Städten antragsberechtigt 
sind. 
 

2.8 Hocheffiziente Außen- und Straßenbeleuchtung sowie Lichtsignalanlagen 
 
Gefördert wird der Einbau hocheffizienter Beleuchtungstechnik bei der Sanierung von Außen- und 
Straßenbeleuchtungsanlagen sowie von Beleuchtungstechnik bei Lichtsignalanlagen einschließlich der Steuer- und 
Regelungstechnik. Gefördert wird auch Beleuchtungstechnik für neue Lichtpunkte, um Beleuchtungsmissstände zu 
beheben (z. B. an Fußgängerübergängen, an Bushaltestellen oder bei Fahrradwegen nach Nummer 2.11.2). 
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Zuwendungsfähig für die Förderung gemäß den Nummern 2.8.1 bis 2.8.3 sind:  
 

 Ausgaben für die Anschaffung der Anlagenkomponenten einschließlich der Steuer- und Regelungstechnik,  
 Ausgaben für qualifiziertes externes Fachpersonal zur Installation der Anlagenkomponenten,  
 Ausgaben für die nach der Installation durchzuführende photometrische Messung, wodurch die Erfüllung der 

Werte entsprechend der gewählten Beleuchtungsklassen durch qualifiziertes externes Fachpersonal 
nachgewiesen werden kann,  

 Ausgaben für die Demontage und fachgerechte Entsorgung der zu ersetzenden Anlagenkomponenten durch 
qualifiziertes externes Fachpersonal. 

 
Voraussetzung für die Förderung von Beleuchtungssanierungen ist, dass Treibhausgaseinsparungen von mindestens 
50 % durch die neu installierte Technik nachgewiesen werden. 
 
Der Bewilligungszeitraum für die Förderung gemäß Nummer 2.8 beträgt in der Regel maximal zwölf Monate. 
 

2.8.1 Hocheffiziente Beleuchtungstechnik in Kombination mit der Installation einer Regelungs- und 
Steuerungstechnik zur zonenweisen zeit- oder präsenzabhängigen Schaltung 
 
Die Beleuchtungstechnik besteht aus dem kompletten Leuchtenkopf, bestehend aus einem Träger für das 
Leuchtmittel sowie Leuchtmittel, Reflektor/Optik, Abdeckung und Gehäuse. 
 
Voraussetzung für die Förderung ist, dass  

 die hocheffiziente Beleuchtungstechnik inklusive der Regelungs- und Steuerungstechnik eine zeit- oder 
präsenzabhängige Beleuchtung ermöglicht und bei der Schaltung mindestens zwei unterschiedliche 
Verkehrsflächen (für den Kraftfahrzeug-, Fahrrad- und Fußgängerverkehr) und/oder bei Bedarf auch 
zusätzliche zu beleuchtende Begrenzungsflächen, wie Hausfassaden, Grünstreifen und Vorgärten, 
berücksichtigt werden. Damit soll erreicht werden, dass Begrenzungsflächen, deren Beleuchtung für die 
Verkehrssicherheit nicht notwendig ist (Waldstreifen, Gärten, Grünstreifen etc.), möglichst wenig durch 
Lichtverschmutzung belastet werden. Eine getrennte Schaltung der Beleuchtung ist nicht zwingend 
erforderlich;  

 die neuen Leuchtensysteme eine angemessene wirtschaftliche Amortisationszeit aufweisen;  
 die zu installierende Leuchte sowohl ein austauschbares Modul als auch ein austauschbares Vorschaltgerät 

aufweist;  
 der Hersteller eine Mindestlebensdauer (L80) der Leuchte von 75 000 Betriebsstunden ausweist. 

 

2.8.2 Hocheffiziente Beleuchtungstechnik in Kombination mit der Installation einer Regelungs- und 
Steuertechnik für eine adaptive Nutzung der Beleuchtungsanlage 
 
Die Beleuchtungstechnik besteht aus dem kompletten Leuchtenkopf, bestehend aus einem Träger für das 
Leuchtmittel sowie Leuchtmittel, Reflektor/Optik, Abdeckung und Gehäuse. 
 
Voraussetzung für die Förderung ist, dass  

 die Beleuchtung sowohl auf unterschiedliche Witterungsbedingungen (trockene versus nasse Fahrbahn) als 
auch auf unterschiedliche Verkehrsdichten angepasst werden kann. Dafür ist sowohl eine 
Beleuchtungsniveauänderung (entsprechend der zu wählenden Straßenbeleuchtungsklasse) als auch eine 
Änderung der Lichtverteilung (entsprechend der Witterung) anzuwenden;  

 die Gesamtgleichmäßigkeit U0 von 0,55 (DIN EN 13201) für trockene Straße und 0,4 für nasse Straße 
erreicht wird. Dies ist entweder durch günstige Masthöhen-Mastabstandverhältnisse oder durch multivariable 
Leuchten (Leuchten mit mehr als einer Lichtstärkeverteilungskurve) sicherzustellen. Nach der Installation ist 
hierfür eine photometrische Messung gemäß DIN EN 13032-5 durchzuführen und das Einhalten der 
lichttechnischen Voraussetzungen zu bestätigen;  

 die neuen Leuchtensysteme eine angemessene wirtschaftliche Amortisationszeit aufweisen;  
 die zu installierende Leuchte sowohl ein austauschbares Modul als auch ein austauschbares Vorschaltgerät 

aufweist;  
 der Hersteller eine Mindestlebensdauer (L80) der Leuchte von 75 000 Betriebsstunden ausweist und  
 eine Lichtplanung nach DIN EN 13201 durch qualifizierte Planer durchgeführt wird. 

 

2.8.3 Einbau von hocheffizienter Beleuchtungstechnik bei der Sanierung von Lichtsignalanlagen 
 
Gefördert wird der Einbau von hocheffizienter Beleuchtungstechnik bei der Sanierung von Lichtsignalanlagen. 
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2.9 Hocheffiziente Innen- und Hallenbeleuchtung  
 
Gefördert wird der Einbau hocheffizienter Beleuchtung (Leuchte, Leuchtmittel, Reflektor/Optik und Abdeckung) in 
Verbindung mit einer nutzungsgerechten Steuer- und Regelungstechnik bei der Sanierung von Innen- und 
Hallenbeleuchtungsanlagen. 
 
Voraussetzung für eine Förderung ist, dass:  

 die Systemlichtausbeute (Bemessungslichtausbeute) des eingebauten Beleuchtungssystems mindestens 
100 lm/W beträgt;  

 der Lichtstromerhalt der eingesetzten Leuchten mindestens ≥ 80 % (L80) bei 50 000 Betriebsstunden erreicht; 
 die Farbwiedergabe der Beleuchtungssysteme mindestens 80 Ra beträgt;  
 die Regelung des Beleuchtungssystems mindestens der Referenzausführung nach EnEV Anlage 2 Tabelle 1 

für die entsprechende Nutzungszone entspricht;  
 die Beleuchtungsanlage eine angemessene wirtschaftliche Amortisationszeit aufweist;  
 Treibhausgaseinsparungen von mindestens 50 % durch die neu installierte Technik nachgewiesen werden 

und  
 eine Lichtplanung nach DIN EN 12464-1:2011-08 bzw. bei Sportstätten nach DIN EN 12193 durch 

qualifizierte Planer durchgeführt wird. 
 
Zuwendungsfähig sind:  

 Ausgaben für die Anschaffung der Leuchten einschließlich der Steuer- und Regelungstechnik sowie des 
erforderlichen Installationsmaterials;  

 Ausgaben für die Demontage und fachgerechte Entsorgung der zu ersetzenden Anlagenkomponenten sowie 
die Montage der Neuanlage durch qualifiziertes externes Fachpersonal. 

 
Die Ausgaben müssen in direktem Zusammenhang zur Beleuchtungssanierung stehen. 
 
Der Bewilligungszeitraum beträgt in der Regel maximal zwölf Monate. 
 

2.10 Raumlufttechnische Anlagen  
 
Gefördert werden  
 

 die Sanierung von raumlufttechnischen Anlagen und deren Komponenten in Nichtwohngebäuden sowie  
 die Nachrüstung von raumlufttechnischen Anlagen in Schulen und Kindertagesstätten im Rahmen einer 

Grundsanierung. 
 
Voraussetzungen für eine Förderung sind:  
 

 Bei der Nachrüstung und Sanierung von Lüftungsanlagen: 
- Zu- und Abluftsysteme müssen sensorisch geregelt werden (CO2, Mischgas, Luftfeuchte oder VOC); 
- die eingebauten raumlufttechnischen Geräte müssen unabhängig vom Lüftungssystem und der 

Bauart der Wärmerückgewinnung eine Mindestrückwärmezahl entsprechend Anhang III Nummer 2 
(ab 1. Januar 2018) der Verordnung (EU) Nr. 1253/2014 der Kommission vom 7. Juli 2014 von 0,73 
erfüllen; 

- die Anforderungen an die höchste innere spezifische Ventilatorenleistung (SVL) werden erfüllt, wenn 
entsprechend die Grenzwerte der genannten Verordnung abzüglich 150 W/(m3/s) eingehalten 
werden; 

- die Anlage muss so ausgelegt sein, dass bei Auslegungsvolumenstrom die auf das Fördervolumen 
bezogene elektrische Ventilatorleistung je Ventilator den Grenzwert der Kategorie SFP 3 nach DIN 
EN 16798-3 nicht überschreitet (Validierungslastbedingung). 

 
 Beim Austausch von Komponenten und Geräten in bestehenden Lüftungsanlagen:  

- es müssen drehzahlgeregelte Ventilatoren mit einem um 3 Prozentpunkte erhöhten Effizienzgrad 
(N+3) gemäß Anlage IV Tabelle 1 der Verordnung (EU) Nr. 327/2011 der Kommission vom 30. März 
2011 eingebaut werden;  

- raumlufttechnische Geräte müssen mindestens den Anforderungen nach Anhang III Nummer 2 (ab 1. 
Januar 2018) der Verordnung (EU) Nr. 1253/2014 der Kommission vom 7. Juli 2014 entsprechen;  

- die neue Wärmerückgewinnung muss mindestens der Klassifizierung H2 nach DIN EN 13 053:2017-
11 entsprechen;  

- Motoren müssen der Effizienzklasse IE3 oder besser nach Verordnung (EG) Nr. 640/2009 der 
Kommission vom 22. Juli 2009 entsprechen oder es müssen Frequenzumformer zur stufenlosen 
Regelung von Bestandsmotoren nachgerüstet werden;  
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- bei der Erneuerung und Instandsetzung von Luftleitungen muss mindestens die Dichtheitsklasse B 
nach DIN EN 15727:2010-10 bei dezentralen Geräten sowie Dichtheitsklasse C bei Zentralanlagen 
erreicht werden;  

- Wärmeverluste in Außen- und Fortluftleitungen bei Innenaufstellung oder der Zu- und Abluftleitungen 
bei Außenaufstellung müssen durch Wärmedämmung reduziert werden (dmin ≥ 6 cm, LambdaBW = 
0,035 W/mK). 

 
Zuwendungsfähig sind:  
 

 Ausgaben für die Anschaffung bedarfsgeregelter Zu- und Abluftsysteme mit Wärmerückgewinnung 
einschließlich der zugehörigen Steuerungstechnik sowie der Einbau durch qualifiziertes externes 
Fachpersonal;  

 Ausgaben für die Anschaffung von raumlufttechnischen Geräten inklusive der zugehörigen Steuerungstechnik 
sowie der Einbau durch qualifiziertes externes Fachpersonal;  

 Ausgaben für die Demontage und fachgerechte Entsorgung der zu ersetzenden Anlagenkomponenten der 
Klimaschutztechnologien durch qualifiziertes externes Fachpersonal. 

 
Der Bewilligungszeitraum beträgt in der Regel maximal zwölf Monate. 
 

2.11 Nachhaltige Mobilität 
 

2.11.1 Mobilitätsstationen  
 
Gefördert wird die Errichtung verkehrsmittelübergreifender Mobilitätsstationen, die die verschiedenen Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes (z. B. Fuß-, Radverkehr, Car-Sharing und ÖPNV) im lokalen Kontext überdurchschnittlich 
miteinander verknüpfen. Dazu gehören Maßnahmen zur Erhöhung der Fußverkehrsqualität (z. B. Verbesserung des 
Haltestellenzugangs) im Umfeld der Mobilitätsstation. Bei der Einbindung von Car-Sharing-Dienstleistungen sind die 
Blauer-Engel-Vergabekriterien DE-UZ 100 bzw. DE-UZ 100b ab Januar 2019 einzuhalten. 
 
Zuwendungsfähig sind:  

 Ausgaben für die Errichtung von Mobilitätsstationen sowie  
 der Einbau durch qualifiziertes externes Fachpersonal. 

 
Die für die Förderung von verkehrsmittelübergreifenden Mobilitätsstationen vorgesehenen Flächen und Grundstücke 
müssen sich im rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentum des Antragstellers befinden. Trifft dies nicht zu, muss der 
Antragsteller über die vorgesehenen Flächen verfügen können (z. B. in Form eines Gestattungsvertrags). Die für die 
Maßnahmen vorgesehenen Flächen müssen die Voraussetzung für eine Widmung im Sinne des jeweiligen 
Straßengesetzes als öffentlich genutzte Verkehrsfläche erfüllen. 
 
Der Bewilligungszeitraum beträgt in der Regel maximal 24 Monate. 
 

2.11.2 Verbesserung des Radverkehrs  
 
Gefördert werden die Verbesserung des Alltagradverkehrs und der Radverkehrsinfrastruktur durch: 
 

a) die Einrichtung von Wegweisungssystemen für alltagsbezogene Radverkehrsrouten zur verbesserten 
Orientierung und Routenwahl, 

b) die Errichtung von Radverkehrsanlagen in Form von Radfahrstreifen, Schutzstreifen, Fahrradstraßen oder 
baulich angelegten Radwegen zur Ergänzung vorhandener Wegenetze (Lückenschluss), 

c) den Bau neuer Wege für den Radverkehr (Errichtung von Fahrradwegen, -straßen und -schnellwegen),  
d) hocheffiziente Beleuchtung für bestehende oder geförderte Wege für den Radverkehr unter den 

Fördervoraussetzungen und den Förderquoten gemäß der Nummern 2.8.1 und 2.8.2 dieser Richtlinie,  
e) die Umgestaltung bestehender Radverkehrswege, um sie an ein erhöhtes Radverkehrsaufkommen 

anzupassen (z. B. Wegverbreiterung, Anpassung der Streckenführung),  
f) die Umgestaltung von Knotenpunkten (z. B. durch Signalisierung) zur Erhöhung der Sicherheit und des 

Verkehrsflusses des Radverkehrs,  
g) die Errichtung von frei zugänglichen Radabstellanlagen (z. B. Fahrradbügeln) an öffentlichen Einrichtungen 

bzw. an Verknüpfungspunkten zum öffentlichen Nahverkehr sowie auf grundstückszugehörigen Flächen,  
h) die Errichtung und Einrichtung von diebstahl- und witterungsgeschützten Fahrradparkhäusern sowie 

Abstellplätzen in Kfz-Parkbauten mit mindestens 70 Fahrradstellplätzen. Die Fahrradabstellplätze müssen 
den Anforderungen bzgl. einer hohen Nachfrage für längeres Fahrradparken gemäß den FGSV-Hinweisen 
zum Fahrradparken dienen. Zuwendungsfähig sind sowohl die Errichtung von Neuanlagen als auch die 
Umrüstung bestehender, für Fahrradparken nutzbarer Infrastruktur,  
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a) Der Antragsteller muss über eine ausreichende personelle sowie finanzielle Kapazität zur Durchführung des 
Vorhabens verfügen. 

b) Die Finanzierung des gesamten Vorhabens muss sichergestellt sein. Es muss bestätigt werden, dass die 
Eigenmittel aufgebracht werden können. Drittmittel (z. B. Zuschussförderungen und Förderkredite), die zur 
Finanzierung des Vorhabens ergänzend herangezogen werden, müssen ausgewiesen werden. 

c) Über das Vermögen des Antragstellers darf kein Insolvenzverfahren beantragt oder eröffnet worden sein. 
Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine juristische Person ist, die verantwortlichen natürlichen Personen 
dürfen keine eidesstattliche Versicherung nach § 802c der Zivilprozessordnung oder § 284 der Abgabenordnung 
abgegeben haben oder zu deren Abgabe verpflichtet sein. 

d) Eine Zuwendung darf nicht gewährt werden, wenn der Antragsteller zum Zeitpunkt der Bewilligung mit dem 
Vorhaben bereits begonnen hat. Gemäß der Verwaltungsvorschrift Nummer 1.3 zu § 44 BHO gilt der Abschluss 
eines der Ausführung des Vorhabens zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrags als Vorhabenbeginn. 
Dies gilt auch für Verträge, die unter Vorbehalt einer Zuwendungsgewährung geschlossen werden. Mit 
Antragstellung hat der Antragsteller ausdrücklich zu erklären, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen und 
noch kein der Ausführung des Vorhabens zuzurechnender Vertrag abgeschlossen wurde. 

e) Vergabeverfahren für Leistungen und/oder Lieferungen im Rahmen des Vorhabens, für das eine Förderung nach 
dieser Richtlinie beantragt wird, sollen erst nach Erhalt des schriftlichen Zuwendungsbescheids begonnen 
werden. Soweit bereits vor Erhalt des Zuwendungsbescheids der Ausführung des Vorhabens zuzurechnende 
Leistungen und/oder Lieferungen ausgeschrieben werden und/oder Angebote eingeholt werden, wird eine 
Zuwendung nur gewährt, wenn 

- der Antragsteller mit Antragstellung ausdrücklich versichert, dass die Nummer 3 ANBest-GK bzw. die 
Nummer 3 ANBest-P beachtet wurden, und  

- in der Ausschreibung bzw. einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten ausdrücklich darauf 
hingewiesen wird, dass eine Zuschlagserteilung bzw. ein Vertragsabschluss nur bei Bewilligung der 
beantragten Zuwendung erfolgt. 

 
Ein Verstoß gegen Nummer 3 ANBest-P bzw. Nummer 3 ANBest-GK kann zur Aufhebung des Zuwendungsbescheids 
auch mit Wirkung für die Vergangenheit sowie zur Rückforderung bereits ausgezahlter Fördermittel sowie deren 
Verzinsung führen. 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
Die Förderung erfolgt durch eine nicht rückzahlbare, anteilige Zuwendung (Zuschuss) zu den zuwendungsfähigen 
Ausgaben nach Maßgabe dieser Richtlinie. 
 
Die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben muss so bemessen sein, dass sich die jeweilige Mindestzuwendung 
ergibt. 
 
Finanzschwache Kommunen können vorbehaltlich der beihilferechtlichen Zulässigkeit (siehe Nummer 6.1) eine 
erhöhte Förderquote nach Maßgabe dieser Richtlinie erhalten. Als finanzschwach gelten Kommunen, die  

a) an einem landesrechtlichen Hilfs- oder Haushaltssicherungsprogramm teilnehmen, oder 
b) denen die Finanzschwäche durch die Kommunalaufsicht bescheinigt wird.  

Für das Vorliegen der Voraussetzungen von Finanzschwäche ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen. 
 
In den technischen Anlagen und Gebäuden von Kindertagesstätten, Schulen, Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, Jugendwerkstätten sowie Sportstätten (KSJS; darunter fallen im Rahmen dieser Richtlinie auch 
Freibäder und Schwimmhallen) liegen besonders hohe Potenziale zu direkter Energieeinsparung und zur 
nachhaltigen Reduktion von Treibhausgasemissionen. Um diese Potenziale kurzfristig zu erschließen, wird den 
genannten Einrichtungen bzw. ihren Trägern eine um fünf Prozentpunkte erhöhte Förderquote für die investiven 
Klimaschutzmaßnahmen gemäß den Nummern 2.8, 2.9, 2.10, 2.11.1, 2.11.2 (ausschließlich Radabstellanlagen), 2.15 
sowie Nummer 2.16 gewährt. 
 
Antragsteller aus den vier Braunkohlerevieren, die im Abschlussbericht der Kommission „Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung“ (Stand Januar 2019) geografisch definiert sind, können unter Einhaltung des Eigenanteils gemäß 
Nummer 6.4 eine um 15 Prozentpunkte erhöhte Förderquote erhalten, sofern beihilferechtliche Vorgaben (siehe 
Nummer 6.1) dem nicht entgegenstehen. Für die Förderschwerpunkte „Fokusberatung“ gemäß Nummer 2.1 und 
„Kommunale Netzwerke - Netzwerkphase“ gemäß Nummer 2.5.2 kann die erhöhte Förderquote nur beantragt werden, 
wenn die zu beratende Institution beziehungsweise alle Netzwerkteilnehmer in den genannten Braunkohlerevieren 
ansässig ist/sind. 
 
Für Fördermaßnahmen gemäß Nummer 2.11.2 g) kann eine um 20 Prozentpunkte erhöhte Förderquote beantragt 
werden, wenn sich die zu errichtende Radabstellanlage innerhalb eines Radius von 100 Metern von einem Bahnhof 
oder einem Haltepunkt befindet. 
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Förderschwerpunkt 
Förder- 
quote (FQ) 

Mindest-
zuwendung 
(Euro) 

FQ für 
finanz-
schwache 
Kommunen 

Strategische Förderschwerpunkte    
2.1 Fokusberatung  65 % 5 000 90 % 
2.2 Energiemanagementsysteme1 40 % 5 000 65 % 
2.3 Umweltmanagementsysteme 40 % 5 000 65 % 
2.4.1 Energiesparmodelle  65 % 10 000 90 % 
2.4.2 Starterpaket Energiesparmodelle 50 % 5 000 65 % 
2.5 Kommunale Netzwerke2  s.u. s.u. s.u. 
2.6 Potenzialstudien  50 % 10 000  70 % 
2.7.1 Erstvorhaben Klimaschutzkonzepte und Klimaschutzmanagement 65 % 10 000 90 % 
2.7.2 Anschlussvorhaben Klimaschutzkonzepte und 
Klimaschutzmanagement 

40 % 10 000 55 % 

2.7.3 Ausgewählte Maßnahme3 50 % 10 000 50 % 
Investive Förderschwerpunkte    
2.8.1 Beleuchtung mit zeit- oder präsenzabhängiger Schaltung 20 % 5 000 25 % 
2.8.2 Beleuchtung mit Technik zur adaptiven Nutzung 25 % 5 000 30 % 
2.8.3 Lichtsignalanlagen 20 % 5 000 25 % 
2.9 Beleuchtung Innen und Halle 25 % 5 000 30 % 
2.10 Raumlufttechnische Anlagen 25 % 5 000 30 % 
2.11.1 Mobilitätsstationen 40 % 5 000 60 % 
2.11.2 Verbesserung des Radverkehrs5 40 % 5 000 60 % 
2.11.3 Intelligente Verkehrssteuerung3 30 % - 40 % 
2.12.1 Maßnahmen zur Getrenntsammlung von Gartenabfällen3  40 % 5 000 40 % 
2.12.2 Neubau von Vergärungsanlagen zur Bioabfallbehandlung6 40 % 10 000 40 % 
2.12.3 Siedlungsabfalldeponien (Deponiegaserfassung) 50 % 50.000 60 % 
2.12.4 Siedlungsabfalldeponien (in-situ-Stabilisierung) 50 % 10.000 60% 
2.13.1 Klärschlammverwertung im Verbund3 30 % 10 000 40 % 
2.13.2 Erneuerung der Belüftung in Abwasseranlagen3 30 % 5 000 40 % 
2.13.3 Erneuerung von Pumpen und Motoren in Abwasseranlagen3 30 % 5 000 40 % 
2.13.4 Neubau Vorklärung und Umstellung auf Faulung4 30 % 10 000 40 % 
2.13.5 Verfahrenstechnik in Abwasseranlagen3 30 % 5 000 40 % 
2.14.1 Energieeffiziente Aggregate in der Trinkwasserversorgung3 30 % 5 000 40 % 
2.14.2 Systemische Optimierung in der Trinkwasserversorgung3 20 % 5 000 30 % 
2.15 Rechenzentren 40 % 5 000 50 % 
2.16 Weitere investive Maßnahmen 40 %  5 000 50 % 
 
Die Förderquoten gemäß der voranstehenden Tabelle werden für Anträge, die im Zeitraum vom 1. August 2020 bis 
zum 31. Dezember 2021 gestellt werden, um jeweils zehn Prozentpunkte erhöht.  
 
Die maximale Förderquote für nach Maßgabe dieser Richtlinie gewährte Zuwendungen kann höchstens 100 
Prozentpunkte betragen. 
 
 
1 Die zuwendungsfähigen Brutto-Ausgaben für fachkundige externe Dritte zur Durchführung einer Gebäudebewertung 
sind in der Regel beschränkt auf: 
 

- 1 200 Euro für Gebäude bis zu 1 000 m² Bruttogeschossfläche (BGF), 
- 1 800 Euro für Gebäude von 1 000 m² bis 3 000 m² BGF, 
- 2 400 Euro für Gebäude über 3 000 m² BGF. 

 
Gebäudebewertungen können für maximal 100 Gebäude beantragt werden. Untersuchungen von Gebäuden, die 
nach dem Jahr 2002 errichtet oder bereits umfassend energetisch saniert wurden, sind nicht zuwendungsfähig. 
Antragsteller, die mehr als 100 Liegenschaften besitzen, müssen die verschiedenen Gebäudetypen sinnvoll „clustern“ 
und daraus maximal 100 Gebäude auswählen. 
 
2 Für die Gewinnungsphase gemäß Nummer 2.5.1 wird die Zuwendung in Höhe von 100 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben gewährt, höchstens jedoch 3 000 Euro pro Netzwerk-Projekt. 
 
Für die Netzwerkphase gemäß Nummer 2.5.2 beträgt die Höhe der Zuwendung 60 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben. Im ersten Förderjahr jedoch maximal 20 000 Euro pro Netzwerkteilnehmer und in den Folgejahren 
maximal 10 000 Euro pro Netzwerkteilnehmer. 
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Die Auszahlung der Förderung erfolgt ausschließlich an den Zuwendungsempfänger. Der Zuwendungsempfänger 
wird im Zuwendungsbescheid verpflichtet, die Zuwendung entsprechend dem Förderziel zu verwenden und alle 
Zuwendungen an den Zusammenschluss der Netzwerkteilnehmer weiterzuleiten (Nummer 12 der 
Verwaltungsvorschrift zu § 44 BHO). 
 
Für die Gewinnungsphase erfolgt die Auszahlung des Zuschusses nach Überprüfung der Verwendungsnachweise. 
 
3 Die maximale Höhe des Investitionszuschusses beträgt 200 000 Euro. 
 
4 Die maximale Höhe des Investitionszuschusses beträgt 500 000 Euro.  
 
5 Die Förderquote für Nummer 2.11.2 d) – „hocheffiziente Beleuchtung für bestehende oder geförderte Wege für den 
Radverkehr“ – entspricht den Förderquoten der Nummern 2.8.1 bzw. 2.8.2. 
 
6 Die maximale Höhe des Investitionszuschusses beträgt 600.000 Euro.  

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 

6.1 Beihilferechtliche Grundlagen 
 
Die Beurteilung, ob eine Beihilfe vorliegt, erfolgt auf der Grundlage der „Bekanntmachung der Kommission zum Begriff 
der staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union“, (ABl. C 262 vom 19.7.2016, S. 1). Sollte die Zuwendung als staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 
Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) einzustufen sein, erfolgt die Förderung 
entweder  
 
a) als Umweltschutzbeihilfe auf Grundlage von Abschnitt 7 bzw. Beihilfen für lokale Infrastrukturen nach Abschnitt 13 

der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung, AGVO, ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) oder 

b) b) als De-minimis-Beihilfe auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (De-minimis-
Verordnung, ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 

 
Zu Buchstabe a: 
 
Erhaltene Förderungen werden gemäß Artikel 9 AGVO veröffentlicht und können durch die Kommission im Einzelfall 
gemäß Artikel 12 AGVO geprüft werden. 
 
Keine Förderung wird gewährt zu Gunsten 
 
- von Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c AGVO und 
- von Unternehmen, die aufgrund einer früheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit 

und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt im Sinne von Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a 
AGVO einer Rückforderungsanordnung unterliegen. 

 
Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 
Feststellung der Unzulässigkeit einer von demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit 
dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, darf keine Förderung nach dieser Richtlinie gewährt werden. 
 
Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach den jeweils einschlägigen Regelungen über die beihilfefähigen Kosten und 
die zulässige Beihilfehöchstintensität der Artikel 36, 37, 38, 40, 41, 47, 49, 55 und 56 AGVO. 
 
Zu Buchstabe b: 
 
Mit der Antragstellung hat der Zuwendungsempfänger anzugeben, ob und wenn ja in welcher Höhe er De-minimis-
Beihilfen in den letzten drei Steuerjahren erhalten hat. Die Höhe der Förderung nach Nummer 5 wird gegebenenfalls 
soweit reduziert, dass sie zusammen mit anderen De-minimis-Beihilfen des Zuwendungsempfängers im laufenden 
und den zwei davorliegenden Steuerjahren die Summe von 200 000 Euro nicht übersteigt. 

6.2 Nebenbestimmungen 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheides auf Ausgabenbasis werden die Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) oder für Gebietskörperschaften die Allgemeinen Nebenbestimmungen 


